
AKTUELLES ZUM WIRTSCHAFTS- UND STEUERRECHT :

»

DER MONAT

Die ECA-Steuerberater

JÄNNER 2018

» Kammer der Steuerberater
und Wirtschaftsprüfer »
Über die verpflichtende Kammerzugehörigkeit in Österreich wurde viel 
diskutiert. Bisher hat die neue Regierung nichts daran geändert.

Dafür hat die Kammer der Wirtschaftstreuhänder eine wesentliche Än-
derung beschlossen: Sie heißt künftig „Kammer der Steuerberater und 
Wirtschaftsprüfer“ und hat auch ein neues Logo.

Die neue Kammerbezeichnung nimmt Bezug auf die Neuausrichtung 
der beiden Berufsgruppen und transportiert aussagekräftiger sowohl die 
Spezialisierung des Steuerberaters auf Steuerrecht und Parteienvertre-
tung als auch die Konzentration des Wirtschaftsprüfers auf Prüfungsleis-
tungen. Weiters wird damit dem Umstand Rechnung getragen, dass sich 
der alte Name „Kammer der Wirtschaftstreuhänder“ nie durchgesetzt 
hat. Kaum einer wusste mit dieser Berufsbezeichnung etwas anzufangen. 

Somit werden Sie zukünftig von der „Kammer der Steuerberater und 
Wirtschaftsprüfer“ immer wieder Statements zu den Plänen der neuen 
Regierung hören. Sie wird auch in Hinkunft versuchen, auf die Gesetzge-
bung einzuwirken, um das heimische Steuersystem zu vereinfachen und 
die Abgabenquote zu senken – im Sinne aller Unternehmer Österreichs.
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»Einlagenrückzahlung oder Gewinnausschüttung? »

»Umsatzsteuer – wichtige Wahlrechte zu Jahresbeginn »
zur Soll-Besteuerung zu optieren. Für diesen Wechsel ist ein Antrag zu stellen, der bis zum 
Abgabetermin der ersten UVA für den Veranlagungszeitraum (meist das Kalenderjahr) 
einzubringen ist, im Regelfall somit mit der Jänner-UVA bis zum 15.3. des neuen Jahres.

Freiwillige monatsweise Abgabe der UVA
Unternehmer, deren Umsatz im vorangegangenen Kalenderjahr EUR 100.000,00 über-
stiegen hat, sind gesetzlich zur monatlichen Abgabe von Umsatzsteuervoranmel-
dungen (UVA) verpflichtet. Liegt der Vorjahresumsatz jedoch unter EUR 100.000,00 
und über EUR 30.000,00, sind die UVAs vierteljährlich einzureichen. Allerdings kann 
auch in diesem Fall freiwillig die monatsweise UVA-Abgabe als Voranmeldungszeit-
raum gewählt werden. Dieses Wahlrecht ist auszuüben, indem fristgerecht die Voran-
meldung für den ersten Kalendermonat eines Veranlagungszeitraumes (in der Regel 
somit bis 15.3.) an das Finanzamt übermittelt wird. 

Rückkehr in die Kleinunternehmerregelung
Kleinunternehmer sind Unternehmer, die im Inland ihr Unternehmen betreiben und 
deren Umsätze EUR 30.000,00 netto jährlich nicht überschreiten. Kleinunternehmer 
müssen keine Umsatzsteuer in Rechnung stellen, haben jedoch auch keine Möglich-
keit, sich die an sie verrechnete Vorsteuer beim Finanzamt zurückzuholen.

Auf diese sogenannte Kleinunternehmerregelung kann jedoch mittels Optionserklä-
rung gegenüber dem Finanzamt verzichtet werden. Eine solche Option wird insbeson-
dere dann sinnvoll sein, wenn höhere Investitionen mit einem entsprechenden Vor-
steuerabzug geplant sind. Diese Optionserklärung kann frühestens nach fünf Jahren 
widerrufen werden. Dieser Widerruf ist spätestens bis zum 31. Jänner des Kalender-
jahres zu erklären. Andernfalls bleiben die Umsätze weiterhin umsatzsteuerpflichtig.

ECA-Hinweis:
Wir empfehlen, vor Ausübung der oben beschriebenen umsatzsteuerlichen
Wahlrechte jedenfalls eine Vorteilhaftigkeitsberechnung durchzuführen –
wir unterstützen Sie dabei gerne.

Möchte ein Unternehmer von der um-
satzsteuerlichen Ist-Besteuerung zur 
Soll-Besteuerung wechseln, freiwillig die 
monatsweise Abgabe der Umsatzsteuer-
voranmeldung (UVA) durchführen oder 
in die Kleinunternehmerregelung zurück-
kehren, muss auf die entsprechenden Fris-
ten zur Antragstellung geachtet werden.

Wechsel zwischen Ist- und
Sollbesteuerung
Für die Entstehung der Steuerschuld 
gibt es zwei Systeme: 

Bei der Soll-Besteuerung entsteht die 
Umsatzsteuerschuld mit Ablauf des 
Kalendermonats, in dem die Lieferung 
oder sonstige Leistung erbracht wird. 
Bei der Ist-Besteuerung entsteht die 
Umsatzsteuerschuld mit Ablauf des Ka-
lendermonats, in dem das Entgelt ver-
einnahmt wird. Das bedeutet, das Ent-
gelt muss dem leistenden Unternehmer 
tatsächlich zugeflossen sein. 

In Österreich besteht unter anderem für 
Unternehmer, die eine freiberufliche Tä-
tigkeit ausüben (z.B. Ziviltechniker, Rechts-
anwälte, …) sowie für Unternehmer, für 
die keine Buchführungspflicht besteht, 
die Möglichkeit, von der Ist-Besteuerung 

Muttergesellschaft und bei einer Ver-
äußerung des Gesellschaftsanteils in 
weiterer Folge zu einem höheren steuer-
pflichtigen Veräußerungsgewinn.

Einlagenrückzahlungs- und
Innenfinanzierungserlass
Zur Konkretisierung, ob eine Einla-
genrückzahlung oder eine Gewinn-
ausschüttung vorliegt, hat nun das 
Bundesministerium für Finanzen den 
Einlagen- und Innenfinanzierungserlass 
veröffentlicht. Aufgrund des neuen Er-
lasses kann man davon ausgehen, dass 
eine Gewinnausschüttung aus steu-
erlicher Sicht nur dann vorliegt, wenn 
die Gewinne auch tatsächlich vom Un-
ternehmen erwirtschaftet worden sind 
(Jahresüberschuss) und ein entspre-
chender Bilanzgewinn vorliegt (Innenfi-
nanzierung).  Demgegenüber liegt eine 
Einlagenrückzahlung immer dann vor, 
wenn Gewinne ausbezahlt werden, die 
ursprünglich aus von Gesellschaftern 
einbezahltem Kapital (z.B. Gewinne aus 
der Auflösung von Kapitalrücklagen) 
stammen (Außenfinanzierung).

Das Finanzministerium hat den Einla-
gen- und Innenfinanzierungserlass ver-
öffentlicht, um zu klären, in welchen 
Fällen eine Einlagenrückzahlung oder 
eine Gewinnausschüttung vorliegt.

Ob Auszahlungen aus Kapitalgesell-
schaften in Form von steuerpflichtigen 
Gewinnausschüttungen oder steuer-
freien Einlagenrückzahlungen erfolgen 
sollen, dafür besteht ein eingeschränk-
tes Wahlrecht. Ob nun die Gewinnaus-
schüttung oder die Einlagenrückzahlung 
vorteilhafter ist, hängt aber vom jewei-
ligen Empfänger ab. Natürliche Personen 
– soweit sie Einlagen in „ihre“ Kapital-
gesellschaft geleistet haben – werden 
steuerfreie Einlagenrückzahlungen be-
vorzugen. Gewinnausschüttungen hin-
gegen unterliegen einer Kapitalertrag-
steuer (KESt) in Höhe von 27,5 %.

Ist der Empfänger jedoch eine Mutter-
Kapitalgesellschaft, so liegt im Fall der 
Gewinnausschüttung ein steuerfreier 
Beteiligungsertrag vor. Eine Einlagen-
rückzahlung führt zu einer Reduktion 
des Beteiligungsbuchwertes bei der 

Steuererklärungen für 2016
ergänzen?
Insoweit ein unternehmensrechtlich 
ausgeschütteter Bilanzgewinn sowohl 
im Stand der Außenfinanzierung als 
auch im Stand der Innenfinanzierung 
Deckung findet, besteht für ab dem 
1.1.2016 beschlossene Ausschüttungen 
ein Wahlrecht, den ausgeschütteten Bi-
lanzgewinn für steuerliche Zwecke als 
Einlagenrückzahlung oder als Gewinn-
ausschüttung zu behandeln. Dieses 
Wahlrecht wird von den für die Willens-
bildung der Körperschaft verantwort-
lichen Organen ausgeübt und in der 
KESt-Anmeldung dokumentiert. 

Dieser Erlass hat eventuell zur Folge, 
dass bereits fertig gestellte Steuererklä-
rungen um das erweiterte Evidenzkonto 
zu ergänzen sind.
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»Gebühr für Wohnungsmietverträge
abgeschafft »

einmaligen Leistungen (wie etwa von 
der monatlichen Miete, Mietzinsvoraus-
zahlungen oder unter bestimmten Um-
ständen auch von den Betriebskosten 
und der Umsatzsteuer) und andererseits 
von der Vertragsdauer abhängig. Dabei 
ist jedoch zu beachten, dass bei Woh-
nungsmietverträgen – im Unterschied 
zu Geschäftsraummietverträgen – die 
wiederkehrenden Leistungen höchstens 
mit dem 3-fachen des Jahreswertes an-
zusetzen sind, unabhängig davon, ob 
der Vertrag auf bestimmte oder unbe-
stimmte Dauer abgeschlossen wurde.

Beispiel: Ein Wohnungsmietvertrag 
wird mit einer Befristung von 60 
Monaten (5 Jahren) abgeschlossen. 
Die Monatsbruttomiete beträgt EUR 
1.100,00. Die monatliche Miete in 
Höhe von EUR 1.100,00 ist dennoch 
nur mit 36 zu multiplizieren. Die Be-
messungsgrundlage beträgt daher 
EUR 39.600,00. Die Bestandvertrags-
gebühr beträgt in diesem Fall EUR 
396,00 (EUR 39.600,00 x 1 %).

Zu beachten ist, dass der Vermieter ge-
setzlich dazu verpflichtet ist, für die 
korrekte Berechnung und rechtzeitige 
Abfuhr der Bestandvertragsgebühr zu 
sorgen. Diese ist bis zum 15. Tag des 
zweitfolgenden Monats ab Entstehen 
der Gebührenschuld (das ist der Tag der 
Unterzeichnung des Vertrages) an das 
Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteu-
ern und Glücksspiel abzuführen!

ECA-Hinweis:

Ob bzw. in welcher Höhe eine 
Bestandvertragsgebühr für bis 
zum 10.11.2017 abgeschlossene 
Wohnungsmietverträge tatsächlich 
zu entrichten ist, ist jedoch stets 
anhand der konkreten Umstände
zu beurteilen. Bei der Berechnung 
der Bestandvertragsgebühr und der 
fristgerechten Abfuhr unterstützen 
und beraten wir Sie gerne!

Der Nationalrat hat beschlossen, die 
oftmals auf den Mieter überwälzte  
Gebührenpflicht für Wohnungsmiet-
verträge aufzuheben.

Wurden bisher Bestandverträge über 
Gebäude oder Gebäudeteile, die über-
wiegend Wohnzwecken dienen, abge-
schlossen, so war abhängig von den ver-
traglich vereinbarten Leistungen sowie 
von der vertraglich vereinbarten Dauer 
eine Mietvertragsgebühr in Höhe von 1 %  
zu entrichten. 

Nunmehr wurde beschlossen, diese 
– oftmals auf den Mieter überwälzte –  
Gebührenpflicht für Wohnungsmiet-
verträge aufzuheben. Wohnungsmiet-
verträge, die ab dem 11.11.2017 ab-
geschlossen werden, sind damit von 
der Gebührenpflicht befreit. Für davor 
abgeschlossene Verträge gelten jedoch 
weiterhin die bisherigen gesetzlichen 
Bestimmungen.

Vor 11.11.2017 abgeschlossene 
Bestandverträge

Für vor dem 11.11.2017 schriftlich ab-
geschlossene Bestandverträge über  
vorwiegend Wohnzwecken dienende 
Gebäude ist daher weiterhin eine Ge-
bühr in Höhe von 1 % der Bemessungs-
grundlage einzuheben. Dabei gilt, dass 
Gebäude oder Räumlichkeiten in Ge-
bäuden dann Wohnzwecken dienen, 
wenn sie dazu bestimmt sind, in abge-
schlossenen Räumen privates Leben, 
speziell auch Nächtigung, zu ermögli-
chen. Auch mitvermietete Keller- und 
Dachbodenräume oder ein gemeinsam 
mit dem Wohnraum in Bestand gege-
bener Abstellplatz oder Garten sind, 
wenn nicht eine andere Nutzung do-
miniert, als zu Wohnzwecken vermietet 
anzusehen.

Höhe der Bemessungsgrundlage

Die Höhe der Bemessungsgrundlage 
ist einerseits von den vertraglich ver-
einbarten wiederkehrenden und/oder 

»Änderungen
ab 2018 »
Ab 2018 gelten Gesetze betreffend Inter- 
natskosten von Lehrlingen, Entgelter-
stattung für KMU und Krankengeld für 
Selbständige. Die Auflösungsabgabe 
wird abgeschafft.

Übernahme der Internatskosten 
von Lehrlingen

Ab 1.1.2018 müssen Lehrbetriebe für 
allfällige Internatskosten während des 
Berufsschulbesuches ihrer Lehrlinge 
aufkommen. Die Lehrlinge bzw. deren 
Erziehungsberechtigte werden daher 
von dieser Kostenbelastung befreit.

Die Lehrbetriebe selbst müssen diese 
Auslagen zunächst selbst begleichen, 
erhalten dafür aber eine Ersatzleistung 
aus dem Insolvenz-Entgelt-Fonds.

Achtung: Die Ersatzleistung wird nicht 
automatisch erstattet, sondern muss 
vom Lehrbetrieb bei der jeweiligen Lehr-
lingsstelle beantragt werden; geschieht 
dies nicht, muss der Betrieb für die Kos-
ten aufkommen.

Entgelterstattung für KMU

Ab 1.7.2018 erhalten kleine und mitt-
lere Unternehmen (KMU) bis 10 Ar-
beitnehmer 75 % des fortgezahlten 
Entgelts. Derzeit erstattet die Allgemei-
ne Unfallversicherungsanstalt (AUVA) 
den Klein- und Mittelbetrieben bis 50 
Arbeitnehmer 50 % des fortgezahlten 
Entgelts im Krankenstand für maximal 
6 Wochen.

Krankengeld für Selbständige

Das Krankengeld für Selbständige wird 
statt wie bisher ab dem 43. Tag der Er-
krankung ab 1.7.2018 bereits ab dem 4. 
Tag rückwirkend ausbezahlt. Vorausset-
zung ist wie derzeit eine Krankenstands-
dauer von mindestens 43 Tagen.

Auflösungsabgabe

Die Auflösungsabgabe (2017 EUR 
124,00; 2018 EUR 128,00), welche bei 
Beendigung des Dienstverhältnisses 
durch den Dienstgeber zu bezahlen war, 
wird ab 1.1.2020 abgeschafft.
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